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INTERNATIONALE POLITIKANALYSE

 � Der Islam nimmt in der französischen Integrationsdebatte eine herausragende Stel-
lung ein. Im Laufe des vergangenen Jahrzehnts wurde die Haltung muslimischer Ein-
wanderer zu ihrem Glauben zunehmend als Maßstab herangezogen, um das Gelin-
gen oder Scheitern von Integration zu beurteilen. 

 � Der Ursprung des religiösen Prismas liegt in der wachsenden Bedeutung einer »wer-
teorientierten« Auffassung von Integration. Darunter ist zu verstehen, dass Zuwan-
derer weniger nach ihrem wirtschaftlichen und sozialen Erfolg als nach der Über-
nahme von Normen der Aufnahmegesellschaft beurteilt werden. Diese Entwicklung 
hat zu erheblichen Vorurteilen in vielen Bereichen der öffentlichen Diskussion ge-
führt. 

 � Entgegen aller Medienklischees und Denkschemata zeigen die Bevölkerungsgruppen 
mit Migrationshintergrund in Frankreich ein ganz anderes Bild. Dabei ist die proble-
matische Lage in den Vorstädten nur der sichtbare Teil des Eisbergs. Die Politik muss 
ihre Rolle in der Integrationsfrage neu definieren und sich verstärkt mit Diskriminie-
rungsproblemen auseinandersetzen.  
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Einleitung

Seit Beginn des 21. Jahrhunderts gab es zahlreiche Ereig-

nisse, die mit dem Thema Immigration in Verbindung ge-

bracht wurden: die Attentate in Madrid 2004 und in Lon-

don 2005, die Aufstände in den französischen Vorstäd-

ten 2005 und die dänischen Karikaturen Mohammeds. 

Bei jedem dieser Ereignisse stellte sich erneut die Frage 

nach der Integration der Moslems und der Vereinbarkeit 

von Islam und westlichen Werten, wie beispielsweise die 

Gleichstellung von Mann und Frau, Laizität, freie Mei-

nungsäußerung oder sexuelle Freizügigkeit. Angela Mer-

kel sprach sogar von einer Krise des Multikulturalismus. 

Frankreich stünde demnach stellvertretend für ein globa-

les Scheitern der Integrationspolitik in allen europäischen 

Staaten mit starker außereuropäischer und insbesondere 

muslimischer Zuwanderung.

Die Realität ist jedoch wesentlich komplexer. Das vor-

dringlichste und wichtigste Problem hängt u. E. nach wie 

vor mit der Betrachtungsweise und dem Blickwinkel der 

politischen Eliten gegenüber der Integration, ihrer Bedeu-

tung sowie den Kriterien zur Messung ihres Erfolgs oder 

Misserfolgs zusammen. Wir werden auf den Prozess, der 

den Islam fortan zum Prisma für jegliche Auseinanderset-

zung mit dem Thema Integration werden ließ, noch zu-

rückkommen und die daraus resultierenden Konsequen-

zen und Fehlentwicklungen, insbesondere hinsichtlich 

der Definition des Integrationsbegriffs, aufzeigen. An-

schließend werden wir die faktischen Erkenntnisse über 

die Eingliederung derer, die man euphemistisch als »la 

France de la diversité« (das Frankreich der Vielfalt) be-

zeichnet, in die französische Gesellschaft beleuchten und 

nachweisen, dass sich die Krise des Multikulturalismus 

jenseits des gängigen Diskurses als deutlich übertrieben 

erweist und es an der Zeit ist, unsere Vorstellung von In-

tegration zu überdenken.

Wer soll integriert werden?  
Die relevante Population ist politisch definiert

Die Konturen der Population, die dazu berufen ist, sich 

in die französische Gesellschaft zu »integrieren«, sind 

keineswegs naturgegeben. Laut Durkheim (1922) ist In-

tegration der Prozess, durch den eine Gesellschaft eine 

Gesamtheit von Individuen an sich bindet. Dieser Vor-

gang gilt demzufolge für jedes in eine Gesellschaft hi-

neinwachsende Kind ebenso wie für einen von außen 

kommenden Fremden und basiert insbesondere auf der 

Vermittlung der ihr angeblich zugrunde liegenden Regeln 

und Werte. Dieser Hinweis hat insofern seine Bewandt-

nis, als die in Europa (vgl. Joppke 2007) zunehmend ver-

breiteten »Werte-Tests« und Wissensprüfungen über 

Institutionen und Geschichte der aufnehmenden Gesell-

schaft nur auf Ausländer abzielen, als ob die Einheimi-

schen ohnehin alle ausnahmslos die Werte und Normen 

des betreffenden Landes kennen und teilen würden. In 

den Niederlanden zum Beispiel wird bei staatsbürger-

lichen Lehrgängen für Ausländer Toleranz gegenüber 

Homosexualität ausdrücklich als einer der Grundwerte 

präsentiert; den Umfrageergebnissen des World Value 

Survey von 2008 zufolge waren jedoch 16,5 Prozent der 

befragten Holländer nach wie vor der Auffassung, Ho-

mosexualität lasse sich niemals rechtfertigen, und nur 41 

Prozent meinten, sie lasse sich in jedem Fall rechtfertigen. 

In Frankreich sind die Ergebnisse noch frappierender, mit 

19 Prozent (Homosexualität ist niemals gerechtfertigt) 

und 20 Prozent (immer gerechtfertigt).

Im zeitgenössischen Europa hat sich offenbar ein Kon-

sens herausgebildet für eine mögliche Definition der zu 

integrierenden Population. Dessen Konturen scheinen 

ziemlich eindeutig den Islam zu umreißen – doch sind 

dies die richtigen Abgrenzungen? Vielfalt lässt sich in 

verschiedenster Art und Weise erfassen, z. B. unter Be-

zugnahme auf die Aspekte Zuwanderung (als Ausländer 

im Ausland geboren oder ein Eltern- oder Großelternteil 

als Ausländer im Ausland geboren), Hautfarbe, ethnische 

Zugehörigkeit oder Folge der kolonialen Vergangenheit1. 

Die Religion ist nur eines der Kriterien, um den »Ande-

ren« zu identifizieren und damit die gesellschaftliche Pro-

blematik der Integration und der öffentlichen Integrati-

onspolitik zu konstruieren.

Der Fall Frankreich ist für den Nachweis dieser Dominanz 

der islamfokussierten Definition besonders interessant 

und aufschlussreich. Vormals Einwanderungsland, Ko-

lonial- und Sklavereistaat, charakterisiert sich Frankreich 

heute durch eine in den westlichen Ländern nahezu ein-

zigartige Situation. Frankreich gehört zu den Ländern mit 

den historisch2 und auch heute noch höchsten Zuwan-

derungsraten. 2008 waren zehn Prozent der Einwohner 

1. So haben die Angehörigen des Commonwealth im Vereinigten Kö-
nigreich im Gegensatz zu den Immigranten ähnliche Rechte wie die briti-
schen Staatsangehörigen.

2. Historisch mit den Vereinigten Staaten vergleichbar, insbesondere in 
den 1930er Jahren (s. Noiriel 1992). 
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Kontinentalfrankreichs im Alter von 18–50 Jahren selbst 

Zuwanderer, bei sechs Prozent waren beide Eltern und 

bei weiteren sechs Prozent ein Elternteil Immigranten3. 

Zum Vergleich: In den USA betrug der Bevölkerungsan-

teil der Immigranten im Jahr 2009 12,5 Prozent – ein 

vergleichbarer und mit den französischen Gegebenheiten 

äquivalenter Wert.

Abgesehen vom demographischen Gewicht erweist sich 

die Heterogenität der Migrationsströme in Frankreich als 

besonders interessant. Wie in den Vereinigten Staaten 

ist auch hier eine Vielzahl europäischer Zuwanderungs-

ströme festzustellen, vor allem aus Südeuropa (Italien, 

Spanien, Portugal), aber auch aus anderen Regionen – 

beispielsweise Polen und andere osteuropäische Län-

der. Erst ab 1999 wurde die europäische Immigration in 

Frankreich von der außereuropäischen Immigration über-

rundet. Ende der 1990er Jahre stellten die Zuwanderer 

und Nachkommen von Zuwanderern europäischer Her-

kunft in Frankreich unter den 18- bis 50-jährigen immer 

noch fast ein Drittel der Immigranten und 50 Prozent 

der »zweiten Generation« dar. Warum klammert die In-

tegrationsdebatte diese Zuwanderer vielfach aus, zumal 

manche von ihnen die französische Sprache nicht oder 

nur schlecht beherrschen, auf jeden Fall weniger gut als 

die Zuwanderer aus dem Maghreb oder dem frankopho-

nen Afrika?

Zum Thema »Sichtbarkeit«: Betrachtet man das Zahlen-

material der TeO-Studie, so setzt sich die »schwarze Be-

völkerung« in Frankreich der Herkunft nach zur Hälfte 

aus Menschen mit Migrationshintergrund (Subsahara-

Afrika) zusammen, die andere Hälfte sind Überseefran-

zosen aus den Restgebieten des französischen Imperi-

ums, insbesondere von den französischen Antillen und La 

Réunion. In Anbetracht der Geschichte kann man letztere 

schwerlich als Immigranten betrachten, denn einige die-

ser Gebiete gehören »dem Schoß der Nation« länger an 

als Korsika, Savoyen oder das Elsass. Unter die »sicht-

baren« Minderheiten sind ferner auch die Zuwanderer 

aus dem Maghreb, der Türkei, Südostasien und deren 

Abkömmlingen zu subsumieren. Der Anteil der »sicht-

baren Minderheiten« an der in Frankreich lebenden Be-

völkerung im Alter von 18 bis 50 Jahren beträgt elf Pro-

zent. Diese Gesamtzahl lässt sich wie folgt aufschlüsseln: 

3. Die Daten stammen aus der Erhebung TeO (Trajectoires et Origines), 
die 2010 von dem französischen Statistikamt INSEE und dem Forschungs-
institut INED durchgeführt wurde. Die ersten Ergebnisse sind nachzulesen 
in Hamel und Simon (2010). 

1,5 Prozent Überseefranzosen und deren Abkömmlinge, 

1,5 Prozent Zuwanderer aus Subsahara-Afrika und deren 

Abkömmlinge, 3,5 Prozent Zuwanderer algerischer Her-

kunft und deren Abkömmlinge, 3,5 Prozent Zuwande-

rer marokkanischer oder tunesischer Herkunft und deren 

Abkömmlinge und ein Prozent Zuwanderer türkischer 

Herkunft und deren Abkömmlinge.

Die Sichtbarkeit ist als gesellschaftliches Faktum in Frank-

reich jedoch nicht so ohne weiteres akzeptabel. Dies ver-

anschaulichen schon die zuweilen sehr heftigen Diskus-

sionen zum Thema ethnische Statistiken (Patrick 2008). 

Rassendiskriminierungen wurden in Frankreich bezeich-

nenderweise erst spät und unter vielen Schwierigkeiten 

anerkannt, häufig aufgrund von Auflagen seitens der 

Europäischen Union (Guiraudon 2010). Im Jahr 2004 be-

schloss die Regierung Raffarin schließlich die Einrichtung 

einer »Hohen Behörde für die Bekämpfung von Diskrimi-

nierung und Gleichheit« (Haute Autorité de Lutte con-

tre les Discriminations et pour l’Egalité/HALDE). Deren 

Auftrag ist allerdings die Bekämpfung aller Formen von 

Diskriminierung (wegen des Geschlechts, Einschränkung 

der körperlichen oder geistigen Fähigkeiten, Herkunft, 

usw.), als seien ethnisch begründete Diskriminierungen 

allein kein ausreichend legitimes Anliegen. 

Das postkoloniale Prisma eignet sich möglicherweise 

ebenfalls als Interpretationsraster für die Frage der Viel-

falt. So lautete auch die Hypothese der an dem Buch 

La Fracture Coloniale (Blanchard et al. 2005) beteilig-

ten Wissenschaftler: Sie zeigen, in wie weit die heutige 

französische Gesellschaft immer noch mehr oder weni-

ger bewusst von Denkweisen geprägt ist, die aus dem 

Kolonialreich im Allgemeinen und dem Algerienkrieg im 

Besonderen herrühren. Dies wird allein schon durch die 

Debatte vom Februar 2005 verdeutlicht, als die franzö-

sische Nationalversammlung ein Gesetz verabschiedete, 

das dazu tendiert, »der Kolonisation eine positive Rolle« 

(Bertrand 2006) zuzuerkennen. Doch wenngleich einige 

der außereuropäischen Migrationsströme in der Tat einen 

direkten Bezug zur französischen Kolonialgeschichte ha-

ben (Maghreb, Subsahara-Afrika, ehemaliges Indochina) 

und auch die Überseefranzosen Träger dieser Geschichte 

sind, so weisen andere dagegen überhaupt keinen Zu-

sammenhang mit dieser Vergangenheit auf (Türkei und 

China beispielsweise).

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass Frankreich ein 

empirischer Fall ist, bei dem neben dem Migrationspro-
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zess an sich auch die Hautfarbe möglicherweise eine 

Rolle spielt, ebenso wie die Frage, ob jemand die Sprache 

beherrscht oder nicht, die gleiche Kolonialgeschichte teilt 

oder nicht, der christlichen Religion angehört oder nicht.

Das Islam-Prisma

Wie lässt sich vor diesem Hintergrund erklären, dass der 

Islam und die Muslime in der Multikulti-Debatte im ver-

gangenen Jahrzehnt einen so großen Raum eingenom-

men haben? Der TeO-Studie zufolge bezeichnen 43 Pro-

zent der Immigranten sowie 45 Prozent der Folgegene-

ration, bei denen beide Eltern zugewandert waren, und 

acht Prozent derer, bei denen ein Elternteil zugewandert 

war, sich selbst als Muslime (Simon/Tiberj 2010). Der Is-

lam ist heute tatsächlich die zweitstärkste Religionsge-

meinschaft in Frankreich – aber mit großem Abstand 

hinter der Nummer eins: acht Prozent der in Frankreich 

lebenden Bevölkerung im Alter von 18 bis 50 Jahren sind 

nach eigenen Angaben Muslime, 43 Prozent dagegen 

Katholiken (darunter übrigens 26 Prozent der Immigran-

ten, 27 Prozent der Immigrantenkinder, bei denen beide 

Eltern zugewandert waren, und 39 Prozent derer, bei de-

nen ein Elternteil zugewandert war). Und doch ist der 

Islam heute zum Beurteilungsmaßstab für das Gelingen 

oder Scheitern der Integration in Frankreich oder sogar 

in Europa mutiert. Mehrere Ereignisse aus der jüngeren 

politischen Geschichte belegen dies zur Genüge.

Als Nicolas Sarkozy 2003 für die discrimination posi-

tive (französische Version der amerikanischen affirma-

tive action) plädierte, beabsichtigt er – so seine eigenen 

Worte – einen »muslimischen Präfekten« zu ernennen. 

Als Meinungsforschungsinstitute und Medien begannen, 

sich für das spezifische Wahlverhalten der Franzosen mit 

Migrationshintergrund zu interessieren, geschah dies 

ebenfalls unter Fokussierung auf die Meinungen und Ein-

stellungen der Muslime4, also nicht in Abhängigkeit von 

einer die jeweilige Herkunft der Menschen abbildenden 

Variable5. Als der französische Staatsrat im Juni 2008 die 

Einbürgerung von einer seit 2000 in Frankreich lebenden 

4.  Das Meinungsforschungsinstitut IFOP erfasst seit 2003 die Parteiprä-
ferenzen und das Vertrauen der muslimischen Franzosen gegenüber dem 
Staatspräsidenten – ein klarer Beweis, dass diese Betrachtungsweise der 
Vielfalt gewählt wurde, und nicht etwa ein auf Herkunft oder Hautfarbe 
basierendes Konzept. 

5.  Dies verweist auf die Debatte über die Frage, ob die Abbildung der 
Herkunft mit der Republik vereinbar ist oder nicht. Siehe dazu den Héran-
Bericht unter http://combatsdroitshomme.blog.lemonde.fr/files/2010/02/
rapport_comedd_v-finale_04-02-10-1.1265292406.pdf.

Marokkanerin, Frau Faiza Mabchour, ablehnte, geschah 

dies mit dem Argument, dass »[sie] zwar die französi-

sche Sprache gut beherrscht, aber ihre Religion in einer 

radikalen Art und Weise ausübt, die mit den wesentli-

chen Werten der französischen Volksgemeinschaft und 

insbesondere mit dem Grundsatz der Gleichstellung der 

Geschlechter nicht vereinbar ist«. Über den Einzelfall hin-

aus ist vor allem bedeutsam, dass diese Entscheidung ei-

ner der höchsten rechtlichen Instanzen Frankreichs neue 

Maßstäbe setzt und das religiöse Gebaren zu einem der 

relevanten Kriterien für das Erlangen der französischen 

Staatsbürgerschaft werden lässt. Die Einbürgerung stützt 

sich also künftig nicht mehr auf die klassischen Integra-

tionskriterien wie das Vorliegen einer »Mischehe« (wie 

bei dieser Frau, mit einem Franzosen maghrebinischer 

Herkunft), das Beherrschen der Sprache oder den Um-

stand, bereits Mutter von drei Kindern mit französischer 

Staatsbürgerschaft zu sein. All diese vormals hinreichen-

den Bedingungen sind also nunmehr sekundär im Ver-

hältnis zur Ausübung einer gewissen Form des Islam, die 

als unvereinbar mit der Laizität und der Gleichstellung 

von Mann und Frau gilt.

Die Wirkkraft und Dominanz dieses religiösen Prismas 

lässt sich durch viele Beispiele belegen, wenn man ana-

lysiert, wie gewisse Themen in den Medien behandelt 

werden. Nehmen wir beispielsweise die Berichterstattung 

über die gewalttätigen Unruhen von 2005. Zur Erinne-

rung sei gesagt, dass es sich um Ereignisse von besonde-

rer Tragweite handelte, die Präsident Chirac veranlassten, 

den Ausnahmezustand zu verhängen – eine wirklich au-

ßerordentliche Maßnahme, die während der V. Republik 

1961 aus Anlass des Staatsstreichs der Generäle in Algier 

zum ersten und einzigen Mal angewandt worden war. 

Diese Unruhen hätten anhand unterschiedlichster Pris-

men sowohl color-blind (soziales Elend, Ghettoisierung 

der Vorstädte, Perspektivlosigkeit der Jugend) als auch 

nicht color-blind (ethnische Unruhen, rassische Diskrimi-

nierung), analysiert und berichtet werden können. Tat-

sächlich wurde jedoch vor allem der religiöse Blickwinkel 

eingenommen. Als Nachweis hierfür genügt eine Aus-

wertung der überregionalen Presse während der 21-tä-

gigen Dauer der Unruhen (Tiberj 2008). Der Begriff »Is-

lam« ist darin 718 Mal, der Begriff »Islamisten« 224 Mal 

erwähnt. Das religiöse Element steht also gegenüber den 

Themenkreisen Immigration/Immigrant (527 Nennun-

gen) wie auch Sicherheit/Kriminalität (138 Nennungen, 

d. h. siebenmal weniger als beim religiösen Element) oder 
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soziale Verhältnisse/Ungleichheit (187 Nennungen, d. h. 

fünfmal weniger) klar im Vordergrund.

Die Ursachen des muslimischen Prismas

Der Islam hat in der Immigrations- und Integrationsde-

batte eine bisher nie dagewesene Bedeutung erlangt. 

Doch warum ist dies so? Natürlich spielen hier der 

11. September 2001 und die Attentate von Madrid und 

London eine Rolle. Doch dies allein ist keine hinreichende 

Erklärung für die Dominanz des muslimischen Prismas. So 

war Frankreich 1995 von einer Anschlagswelle heimge-

sucht worden, ohne dass die religiöse Lesart im darauf-

folgenden Jahrzehnt einen derartigen Einfluss gewonnen 

hätte. In diesem Zeitraum konzentrierte sich die Immigra-

tionsdebatte mehr auf die Kontrolle der Zuwanderungs-

ströme – insbesondere mit der Figur der sans-papiers (Il-

legale ohne gültige Ausweispapiere) – als auf die »Bärti-

gen« (Islamisten).

Die Attentate von New York und Washington waren 

zweifellos nicht die Auslöser des muslimischen Prismas, 

aber sie haben es in den Köpfen, speziell in den Köpfen 

der verschiedenen amtierenden Regierungen, etabliert. 

In gewisser Weise hat die daraus resultierende »Versi-

cherheitlichung« der Zuwanderungsproblematik (Chebel 

d’Appollonia 2011) den Islam als Interpretationsraster le-

gitimiert, die Ingredienzien für eine solche Fixierung wa-

ren jedoch schon seit den 1990er Jahren im Keim vorhan-

den. De facto haben sich die politischen Eliten in Europa 

schrittweise auf eine neue Form des Assimilationismus 

zubewegt.

In den 1980er und 1990er Jahren hatten die europä-

ischen Regierungsparteien sich mehr oder weniger of-

fen an den »multikulturellen Konsens« entsprechend 

dem Begriff von Paul Sniderman und Louk Hagendoorn 

(2007) gewöhnt. Dieser Konsens war zwar, insbesondere 

in Frankreich, nicht unbedingt explizit, und innerhalb Eu-

ropas je nach Land und Tradition in puncto Vielfalt und 

Zuwanderung unterschiedlich ausgeprägt. Gleichwohl 

wurde der Multikulturalismus als Grundsatz öffentlicher 

Politik (in den Niederlanden wie auch in Großbritannien) 

oder in Form der Akzeptanz, ja sogar der Förderung kul-

tureller Vielfalt (beispielsweise in Frankreich) von den Par-

teien des linken wie auch des rechten Lagers hingenom-

men oder angesichts der Fremdenfeindlichkeit des Front 

National beziehungsweise seiner europäischen Pendants 

sogar verteidigt. Ein Umstand, der insbesondere darin 

seinen Niederschlag fand, dass das Zuwanderungsthema 

von den großen Parteien in der politischen Auseinander-

setzung bewusst ausgeklammert wurde.

Gegen Ende der 1990er Jahre vollzog sich dann eine 

Erosion dieses Konsenses. Rogers Brubaker (2001) 

stellte ausgehend von drei empirischen Fallbeispielen ein 

»Comeback der Assimilation« fest. Seiner Auffassung 

nach erfolgte in Frankreich der Wechsel von einer Rhe-

torik des »Rechts auf Andersartigkeit« zu einer Rhetorik 

des »Rechts auf Ähnlichkeit«, laut Brubaker vertreten 

durch einen vor allem von Intellektuellen wie Alain Fin-

kielkraut oder Pierre-André Taguieff propagierten Neo-

Republikanismus. Anders ausgedrückt kam es zu einer 

zunehmend stärkeren Forderung nach »Ähnlichkeit« 

seitens der aufnehmenden Gesellschaft – und dies ganz 

eindeutig vor Beginn des Kriegs gegen den Terrorismus, 

auch wenn letzterer dieses Phänomen geschürt und ihm 

später eine ganz andere Dimension verliehen hat. Dem 

Islam-Prisma liegt also vom Ursprung her ein »republi-

kanischer Konzeptionsrahmen« zugrunde, eine »werte-

orientierte« Auffassung von Integration.

Dieser Trend wird die Denkweise in puncto Integration 

und vor allem die Beurteilung des Integrationserfolgs er-

heblich verändern, wobei insbesondere die Betonung der 

Werte dieses Neo-Republikanismus immer mehr Nach-

druck erhält. Im Allgemeinen wird »Integration als ein-

heitliche Merkmalskonvergenz der Immigranten in Rich-

tung des Merkmalsdurchschnitts der französischen Ge-

sellschaft« (Safi 2006: 5) verstanden. Unabhängig davon, 

ob die Integration als Kontinuum betrachtet wird, nach 

dem Muster der Chicagoer Schule, oder als multidimen-

sionaler, segmentierter Prozess entsprechend der Theorie 

von Alejandro Portes, wird die Rolle der aufnehmenden 

Gesellschaft in den sozialwissenschaftlichen Integrations-

theorien jedoch generell gering eingeschätzt. Tatsächlich 

hat die aufnehmende Gesellschaft aber eine doppelte 

Rolle inne: als Richter, indem sie die Kriterien für eine 

erfolgreiche oder nicht erfolgreiche Integration festlegt, 

und gleichzeitig auch als Akteurin der Integration und 

damit als beteiligte Partei. Ihre Rolle äußert sich sowohl 

in der Modifikation der Anforderungen als auch in den 

mehr oder weniger bewusst von der Gesellschaft pro-

duzierten diskriminierenden Verhaltensweisen. So wurde 

der mahnende Verweis auf die republikanischen Normen 

und das Gebot für die Zuwanderer, diese Normen anzu-

nehmen, zum Leitmotiv hinsichtlich der Qualität der Inte-
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gration; vorher hatten die Anzeichen für eine geglückte 

Integration eher mit der erfolgreichen Eingliederung auf 

dem Arbeitsmarkt und dem sozialen Aufstieg zu tun.6

Von dem Moment an, wo die Werte eine erhöhte Urteils-

relevanz erhielten, wurde der Islam wegen seiner vorgeb-

lichen Rückständigkeit, insbesondere in Bezug auf Sitten 

und Sexualverhalten, suspekt. Diese Anschauungsweise 

fand in der französischen Öffentlichkeit dann auch sehr 

rasch breiten Anklang. Bei einer IPSOS-Umfrage im Jahr 

2003 waren 62 Prozent der Befragten der Auffassung, 

die Werte des Islam seien mit den Werten der Repub-

lik inkompatibel. Genauer gesagt bezweifelt ein großer 

Teil der französischen Wähler die Vereinbarkeit muslimi-

scher Praktiken mit dem französischen way of life. Dem 

jährlichen Meinungsbarometer der Commission Nati-

onale Consultative des Droits de l’Homme (beratende 

nationale Menschenrechtskommission) zufolge hielten 

im Zeitraum 2006–2011 zwischen 68 Prozent und 74 

Prozent der Befragten das Tragen des Schleiers für ein 

Problem hinsichtlich der Integration in die Gesellschaft. 

Dabei geht es nicht um das Schleiertragen in der Schule, 

das für Schülerinnen wie auch Lehrerinnen in Frankreich 

nunmehr verboten ist, sondern das Tragen des Schleiers 

im Alltag. Im Falle der Burka meinten 2011 88 Prozent 

der Befragten, dass dies problematisch sei.

Abgesehen von dieser Frage, die seit dem Wiederaufflam-

men der Debatte um verschleierte Frauen in den Schulen 

im Jahr 2004 in Frankreich spaltende Wirkung entfaltete, 

lässt sich der Anteil der Islam-Aversion in der zeitgenössi-

schen französischen Gesellschaft auch anhand des Mei-

nungsbilds zu sehr viel weniger sichtbaren Praktiken mes-

sen. So vertreten je nach Umfragejahr zwischen einem 

Fünftel und einem Viertel der Befragten die Meinung, 

dass das Fasten während des Ramadan für das Leben in 

Frankreich problematisch sein kann. Hinsichtlich der Ge-

betsregeln sind zwischen 21 Prozent und 28 Prozent die-

ser Auffassung, beim Hammelopfer zum islamischen Op-

ferfest Eid-ul-Kabir zwischen 33 Prozent und 41 Prozent 

und beim Schweinefleisch- bzw. Alkoholverbot zwischen 

13 Prozent und 16 Prozent. Im Gegensatz zum Kopf-

tuch als öffentliche Problematik mit weitreichenden Ver-

zweigungen in Bezug auf den Platz, der den Religionen 

eingeräumt wird, auf die Laizität und die Gleichstellung 

zwischen Mann und Frau, beziehen die vier letztgenann-

6.  Zur Erfassung der verschiedenen Integrationskriterien siehe Simon 
und Riandey (1996).

ten Fragen sich auf individuelle Praktiken und somit auf 

die Sphäre der privaten Praktiken und Überzeugungen. 

Dabei sollten die innerhalb dieser Sphäre verbleibenden 

religiösen Gebarungen und Verhaltensweisen eigentlich 

dem Urteil der Gesellschaft entgehen und es jedem Ein-

zelnen frei stehen, diese nach Belieben auszuüben. Es ist 

also klar erkennbar, wie der Islam, eine in den 1970er 

und 1980er Jahren noch unsichtbare Religion, sich zur 

Religion mit dem heute negativsten Image in Frankreich 

entwickelt hat: 34 Prozent der Franzosen haben ein sehr 

oder ziemlich negatives Bild vom Islam, im Vergleich zu 

16 Prozent im Falle der »jüdischen Religion« und 13 Pro-

zent im Falle der »katholischen Religion«.

Letztlich bewirken der Islam und vor allem die Art und 

Weise, wie er in der öffentlichen Debatte behandelt 

wird, maßgebliche Verschiebungen der politischen Kon-

stellation in der französischen Gesellschaft, insbeson-

dere beim Thema Laizität. So entwickelten sich der Front 

National und die von Philippe de Villiers geführte Partei 

Mouvement Pour la France (eine Rechts-Partei, die sich 

regelmäßig auf die »christlichen Wurzeln« Frankreichs 

und Europas beruft) in den 2000er Jahren zu eifrigen 

Republikanern und Laizisten. Sehr gut verdeutlicht wird 

diese Werteverschiebung durch ein Wahlkampfplakat 

von Jean-Marie Le Pen aus dem Jahr 2007, auf dem eine 

Französin ausländischer Herkunft in Verbindung mit dem 

Slogan »nationalité, assimilation, ascenseur social, laï-

cité, ils ont tout cassé« (Nationalität, Assimilation, so-

zialer Aufstiegsmotor, Laizität – sie haben alles kaputt 

gemacht) zu sehen ist. Die Laizität, einst angestammter 

spaltungs- und symbolträchtiger Wert des linken Spek-

trums, der noch in den 1990er Jahren nur von diesem 

Bereich der Wählerschaft unterstützt wurde, ist seither 

zu einem konsensualen Wert für die gesamte Wähler-

schaft mutiert, der laut Umfrageergebnissen aus dem 

Jahr 2005 von 84 Prozent als sehr positiv oder ziemlich 

positiv eingeschätzt wird. Dabei ist die Bedeutung des 

Laizitätsbegriffs, je nachdem ob man politisch links oder 

rechts steht, nicht die gleiche. So haben Martine Barthé-

lemy und Guy Michelat (2007) gezeigt, dass die Laizität 

im linken politischen Lager für Immigranten offen sowie 

generell gegen Religionen und besonders gegen den Ka-

tholizismus gerichtet ist, während sie unter den politisch 

rechts orientierten Wählern von heute Immigranten und 

Muslimen gegenüber verschlossen ist und speziell unter 

praktizierenden Katholiken ein breites Echo findet.
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Die öffentliche Wertepolitik

Diese Islam-Fokussierung hat reale Konsequenzen im Be-

reich des öffentlichen Handelns – vor allem deshalb, weil 

das Aufmerksamkeits- und Mittelpotenzial des Staates 

von Natur aus begrenzt ist (Jones/Baumgartner 2005) 

und somit die Bevorzugung bestimmter Politiken den 

Nichteinsatz der entsprechenden Mittel für eine alterna-

tive Auseinandersetzung mit der Frage der Integration 

zur Folge hat. Wenn dieses Prisma nahezu systematisch 

angewandt wird, sobald es um Vielfalt geht, dann wird 

dadurch zum einen die Möglichkeit eines color divide 

in Frankreich überhaupt nicht angesprochen, vor allem 

aber hat dies auch zum Ergebnis, dass die fast systema-

tisch damit assoziierte Thematik eines Wertekonflikts 

zwischen den Minderheiten und der sie aufnehmenden 

Gesellschaft in den Vordergrund gelangt. Frankreich reiht 

sich diesbezüglich in eine gesamteuropäische Bewegung 

zu einem zunehmend härteren Kurs der verschiedenen 

Länder in Richtung einer öffentlichen Wertepolitik ein. 

In Frankreich hat sich diese Wende der öffentlichen Politik 

insbesondere im Zusammenhang mit den Ungleichheiten 

zwischen Mann und Frau und dem Status der Frau im 

Islam herauskristallisiert. Besonders bezeichnend hierfür 

ist die Einführung des contrat d’accueil et d’intégration 

(Aufnahme- und Integrationsvertrag). Dieser zwei Seiten 

lange, faktisch kaum verbindliche Vertrag dient insbe-

sondere dem Zweck, den Zuwanderern in knapper Form 

die wesentlichen Grundsätze und Werte der Republik 

vor Augen zu führen, und enthält u. a. einen speziel-

len Abschnitt mit der Überschrift »La France: un pays 

d’égalité «. Nun hätte man erwarten können, dort meh-

rere Definitionen von Gleichheit vorzufinden – standen 

doch beim Aufbau der Republik die Abschaffung der 

Adelsprivilegien, die Einführung der Meritokratie für den 

Zugang zu Ämtern in der öffentlichen Verwaltung, eine 

starke Aversion gegen soziale Ungleichheiten sowie ein 

steuerliches Umverteilungssystem und ein leistungsfähi-

ger Wohlfahrtsstaat im Mittelpunkt. Ebenfalls denkbar 

ist, dass es sich hier um die Gleichbehandlung der Men-

schen unabhängig von Alter, Geschlecht, Religion oder 

Herkunft handeln könnte. Doch in Wirklichkeit geht es 

in diesem Textabschnitt einzig und allein um eine (Un)

Gleichheit, die eigentlich in Frankreich erst vor relativ 

kurzer Zeit bekundet und thematisiert wurde, nämlich 

die Gleichheit der Geschlechter. Unschwer zu begreifen 

sind vor allem die Adressaten der warnenden Aussagen 

in diesem Text: Die Denunzierung der vermuteten Be-

fehlsgewalt der Väter, Brüder oder Ehemänner und das 

Verbot der Polygamie oder der Zwangsehe sind regel-

mäßig wiederkehrende Argumente und rhetorische Fi-

guren der Diskussionen über den Islam.7 Es gilt also die 

Prämisse, dass alle Zuwanderer, zum Beispiel auch ame-

rikanische oder kanadische Staatsbürger, hinsichtlich der 

Geschlechterrollen zur Ordnung gemahnt werden müs-

sen, als ob alle zugewanderten Frauen potenziell Unter-

drückte und die zugewanderten Männer Unterdrücker 

seien. Man erkennt an dieser Stelle, wie eine Wertefo-

kussierung der aufnehmenden politischen Gesellschaft 

mit der Absicht, sich extremistischen Auswüchsen bei 

Muslimen (deren Anteil in der betroffenen Population gar 

nicht bekannt ist) zu widersetzen, zu generellen Vorur-

teilshaltungen von Seiten eines Staates führen kann. Dies 

ist umso frappierender, als der Vertrag unmittelbar vor 

diesem Abschnitt zur Gleichheit bereits einen Abschnitt 

über Laizität enthält.

Ein weiteres Beispiel für die vorurteilsfördernden Effekte 

dieser Islam-Fokussierung ist die Burka-Debatte von 

2009/2010. Das Thema Ganzkörperverschleierung mo-

bilisierte einen erheblichen zeitlichen wie auch personel-

len und materiellen Aufwand. Die Nationalversammlung 

widmete dieser Frage ab Juni 2009 ein parlamentarisches 

Informationsverfahren. Nach Anhörung von fast 200 Per-

sonen führte dieses Verfahren nicht einmal sechs Monate 

später zur Erstellung eines Berichts8. Die Regierung leitete 

ein gesetzgeberisches Dringlichkeitsverfahren ein, um ein 

Gesetz zum Verbot des Ganzkörperschleiers im öffent-

lichen Raum verabschieden zu lassen. Die endgültige 

Annahme durch das Parlament erfolgte im September 

2010. Dabei ist ausdrücklich hervorzuheben, dass ein sol-

ches Tempo in Frankreich relativ unüblich ist – vor allem 

bei einem öffentlichen Problem, das laut eigener Aussage 

des Innenministeriums einen sehr geringen Anteil nicht 

nur der französischen Bevölkerung insgesamt, sondern 

auch der Muslime betrifft (zwischen 367 und 2 000 Per-

sonen (vgl. Gabizon 2009)). Bezeichnenderweise ist diese 

Debatte die Fortführung einer ähnlichen Debatte zum 

Schleier in der Schule in den Jahren 2003–2004. Fazit: 

Man kann eindeutig nicht behaupten, dass der Status der 

Frau im Islam ein Thema ist, das die französische Politik 

nicht interessiert. Doch ist der hierfür betriebene Energie-

7.  Eines der jüngsten Beispiele ist der im Sommer 2010 vom damaligen 
Innenminister Brice Hortefeux eingebrachte Gesetzesvorschlag, wonach 
jeder, der der Polygamie überführt wird, die französische Staatsbürger-
schaft verlieren würde. 

8.  Vgl. http://www.assemblee-nationale.fr/13/dossiers/voile_integral.asp
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einsatz angemessen? Gibt es nicht andere Prioritäten in 

Sachen Integrationspolitik, wie z. B. das Bekämpfen von 

Diskriminierung aufgrund der Herkunft? Zum besseren 

Verständnis dieser Diskrepanz genügt es, anhand der seit 

Mitte der 2000er Jahre in Frankreich immer zahlreicher 

durchgeführten Meinungsumfragen eine Bilanz der Inte-

gration von unten zu erstellen.

Die Integration von unten: Bestandsaufnahme

Wenn von Zuwanderung die Rede ist, wird diese nur allzu 

häufig mit Arbeitslosigkeit und sozialem Elend, Bedro-

hung der Sicherheit (im Juli 2010 in Grenoble gehaltene 

Rede von Nicolas Sarkozy), Parallelgesellschaften und re-

ligiösem Integrismus in Verbindung gebracht. Zieht man 

repräsentative Erhebungen über das »Frankreich der Viel-

falt«  heran, so zeigt sich jedoch eine ganz andere Rea-

lität, weitab von den Medienklischees und von festge-

fügten Denkschemata. Jenseits von selbstproklamierten 

Fürsprechern der Vielfalt und organisierten Minderheiten 

ist dies die Realität einer schweigenden Mehrheit, die 

nun zu Wort kommt. Das sich daraus ergebende Porträt 

ist absolut nicht katastrophal – ganz im Gegenteil. 

Beginnen wir mit dem Verhältnis zum Islam. Im Rahmen 

der RAPFI-Untersuchung 2005 bezeichneten sich von 

den befragten Franzosen maghrebinischer, afrikanischer 

oder türkischer Herkunft nur 59 Prozent als Muslime, 

d. h. ein ähnlicher Anteil wie die Franzosen, die sich als 

Katholiken bezeichnen, und 20 Prozent von ihnen wa-

ren Atheisten (gegenüber 28 Prozent im Wahlvolk ins-

gesamt). Der Umfang öffentlicher Religionsausübung ist 

bei den Muslimen ähnlich wie bei den Katholiken (20 

Prozent gehen mindestens einmal monatlich zum Got-

tesdienst), vor allem aber pflegen die meisten gläubigen 

Muslime unter ihnen eine private religiöse Praxis, ohne 

Kontakte zum institutionalisierten Islam. Antisemitismus 

und Unterdrückung der Frauen werden im Zusammen-

hang mit Muslimen häufig genannt. Probleme, die in der 

Tat existieren: 33 Prozent dieser »Neufranzosen« (ge-

genüber 14 Prozent im Wahlvolk insgesamt) können als 

in Sittenfragen konservativ und ungefähr ebenso viele 

als Antisemiten (gegenüber 18 Prozent im Wahlvolk ins-

gesamt) bezeichnet werden. Doch abgesehen davon, 

dass die Mehrheit unter ihnen keines dieser Vorurteile 

hat, sind ausgerechnet diejenigen am wenigsten aufge-

schlossen, die am sichtbarsten sind und denen durch den 

Wahlmodus des französischen Islamrates CFCM (Conseil 

Français du Culte Musulman)9 ein offizieller Status zu-

erkannt wurde: nämlich die Moscheegänger. In dieser 

Gruppe sind 70 Prozent in Sittenfragen konservativ, und 

46 Prozent haben starke antijüdische Vorurteile. Gerade 

die konservativsten Muslime haben also am meisten Mit-

sprachemöglichkeiten und auch am ehesten die Chance, 

sie zu nutzen. Dies wiederum verschärft den allgemeinen 

Eindruck einer Abgrenzung vom Rest der Gesellschaft, 

obwohl diese Leute häufig die einzigen Träger einer sol-

chen Abgrenzung sind. Insofern nimmt das Verfahren zur 

Bestellung der CFCM-Mitglieder die Muslime mit privater 

Glaubenspraxis, die in diesen Fragen sehr viel gemäßigter 

sind und demzufolge mit dem Zusammenleben in Frank-

reich stärker harmonieren, gewissermaßen in Geiselhaft. 

Was den Kommunitarismus – ebenfalls eine unvermeidli-

che Schreckfigur der Diskussionen über die Vielfalt – an-

geht, so betrifft dieses Phänomen nur eine extrem kleine 

Minderheit unter den »Neufranzosen«. Viele meinen, das 

Verhältnis der individuellen Identitäten werde davon be-

stimmt, dass sie einen Gegensatz bilden und sich gegen-

seitig ausschließen: Wenn man Muslim ist, ist man we-

niger Franzose10. In Wirklichkeit ist dies jedoch nicht die 

Art und Weise, in der sich die neuen Franzosen selbst de-

finieren. Wenn es im Rahmen der RAPFI-Umfrage darum 

geht, die Nähe zu bestimmten Gruppen zu analysieren, 

nennen die »Franzosen der Vielfalt« in erster Linie die 

generationsabhängige und die soziale Nähe (89 Prozent 

und 87 Prozent), gleich danach die Nähe zu den Fran-

zosen im Allgemeinen (85 Prozent). Die Nähe zu Immi-

granten, zu Religionsgenossen oder zum Ursprungsland 

ihrer Familie kommt erst deutlich später (76 Prozent, 71 

Prozent und 77 Prozent). Diese verschiedenen Identitäten 

stehen nicht miteinander im Widerstreit, sondern stärken 

9. 2003 vom damaligen Innenminister Nicolas Sarkozy geschaffenes 
Gremium, das eigentlich die gesamte Glaubensgemeinschaft repräsen-
tieren soll. Dabei handelt es sich zwar um gewählte Vertreter, die aber 
über die Moscheen und nicht direkt von den Muslimen selbst gewählt 
werden.

10. Genau so interpretieren manche die Ergebnisse der Erhebung Pew 
Global Attitudes Project. Dabei stellt jedoch die betreffende Frage die 
beiden Identitäten in einen Gegensatz zueinander und schafft damit ei-
nen künstlichen Konflikt (What do you consider yourself first? A citizen of 
your country / A muslim (or a Christian)?). Sie zwingt die Befragten, sich 
für eines der Lager zu entscheiden. Die französischen Muslime deklarieren 
sich nur zu 46 Prozent an erster Stelle als »Bürger ihres Landes«, doch 
unterscheiden sie sich ganz erheblich beispielsweise von ihren britischen 
Glaubensgenossen (sieben Prozent bezeichnen sich an erster Stelle als 
Bürger), vor allem aber stehen sie den amerikanischen Staatsbürgern sehr 
nahe (48 Prozent bezeichnen sich zunächst als Bürger und erst danach als 
Christ). Im Falle der Vereinigten Staaten, wo der Patriotismus nach wie 
vor besonders stark ausgeprägt ist, sind die Mängel und die ungeschickte 
Formulierung der Frage unschwer zu erkennen (http://pewglobal.org/re-
ports/display.php?ReportID=254). 
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und ergänzen sich gegenseitig; die Neufranzosen sind 

also »plurale Bürger« mit mehreren Identitäten. Vor al-

lem, wenn man als Definition des Kommunitarismus eine 

starke Zugehörigkeit zu einer bestimmten Gemeinschaft, 

gestützt auf eine Anerkennung spezifischer Rechte und 

die Würdigung der kulturellen Unterschiede, heranzieht, 

so treffen diese drei Kriterien nur auf knapp vier Prozent 

der Neufranzosen zu. Die Versuchung des Kommunita-

rismus existiert zwar, ist in Frankreich aber nach wie vor 

sehr marginal.

Das »Frankreich der Vielfalt« definiert sich folglich nicht 

primär über den Islam. Im Rahmen der INED-INSEE-Er-

hebung »Trajectoires et Origines« (Werdegänge und Ur-

sprünge) wurden die Ergebnisse mittels Erweiterung auf 

ein sehr viel breiteres Panel verschiedener Herkünfte be-

stätigt: Die Immigranten und ihre Nachkommen definie-

ren sich selbst zunächst über ihre Herkunft (je nach Fall 

zwischen 44 Prozent und 51 Prozent), dann über ihre 

Familie (zwischen 37 Prozent und 39 Prozent); nur knapp 

ein Fünftel führt auch das religiöse Merkmal an. Ein ab-

solut offenkundiges Paradox: Die aufnehmende Gesell-

schaft sieht nur die Religion und ignoriert die Herkunft, 

während das Selbstverständnis der Zuwanderer und ihrer 

Kinder vor allem durch ihre jeweilige Herkunft und sehr 

viel weniger durch ihre Religion (sofern sie überhaupt 

eine Religion besitzen) bestimmt wird.

Und das Thema Schulversagen? Der bereits genannten 

Erhebung »Trajectoires et Origines« zufolge haben 51,5 

Prozent der Nachkommen von Zuwanderern aus der af-

rikanischen Sahelregion mindestens Abitur, bei den Her-

kunftsregionen Zentralafrika, Algerien, Marokko oder 

Tunesien sind es 62,5 Prozent, 44,5 Prozent, und 59 Pro-

zent. Dies ist zwar weniger als die entsprechende Quote 

der zweiten Immigrantengeneration aus Südostasien 

(72,5 Prozent), aber deutlich mehr als der gesamtfran-

zösische Durchschnitt (37 Prozent) – wobei noch nicht 

einmal das soziale Niveau der Eltern berücksichtigt ist, 

dessen Bedeutung für das schulische Schicksal der Kinder 

ja wohlbekannt ist.

»Warum dann all diese Alarmsignale?«, wird nun man-

cher entgegnen. Die dramatisch hohe Arbeitslosigkeit in 

den Vorstadtghettos lässt sich selbstverständlich kaum 

leugnen, ebenso wenig auch bestimmte Aufrufe der kon-

servativsten Muslime, oder die Schwierigkeiten, mit de-

nen man als junges Mädchen oder Homosexueller in den 

Vorstadtghettos teilweise zu kämpfen hat. Doch diese 

bedauerlichen Phänomene sind nur der sichtbare Teil des 

Eisbergs. Die Bewegung, die sich, vor unserer Wahrneh-

mung der Gesellschaft verborgen, in der Tiefe vollzieht, 

ist vielmehr eine geräuschlos, aber unaufhaltsam von 

statten gehende Integration.

Umso wichtiger ist es, zu erkennen, dass die Politik 

durchaus noch eine Rolle zu spielen hat – allerdings nicht 

unbedingt so, wie man dies vielleicht erwartet. Umfang-

reiche Anstrengungen galten bisher der Burka, wobei es 

bekanntermaßen bestenfalls um ein paar Tausend Fälle 

geht; gleichzeitig werden Probleme, die sehr viel mehr 

Menschen das Leben schwer machen, gar nicht beachtet. 

Unter den Angehörigen der zweiten Immigrantengene-

ration aus Afrika und dem Maghreb und den ins Mutter-

land übersiedelten Überseefranzosen – die mit den Zu-

wanderern nur die Hautfarbe und damit ihre Sichtbarkeit 

gemein haben –, waren eigenen Angaben zufolge na-

hezu 50 Prozent im Laufe ihres Lebens Opfer rassistischer 

Beleidigungen, 20–27 Prozent wurden im letzten Jahr 

mehrfach von der Polizei kontrolliert und 38–46 Prozent 

waren in den letzten fünf Jahren in ihren Beziehungen 

zu Behörden oder Banken mit diskriminierendem Verhal-

ten konfrontiert (Quelle: Erhebung »Trajectoires et Origi-

nes«). Wen trifft also die Schuld an der Integrationskrise?

Eine umfassende Überarbeitung 
der Integrationspolitik

Frankreich stellt sich beim Thema Integration gerne als 

Vorbild dar. So wird zum Beispiel regelmäßig die Tradi-

tion des Ius Soli hervorgehoben, insbesondere gegenüber 

dem für Deutschland charakteristischen Ius Sanguinis, 

wenngleich Deutschland seine Position seit dem Staats-

angehörigkeitsgesetz von 2000 erheblich gelockert hat. 

Die gegenwärtige Regierung beruft sich regelmäßig auf 

dieses Erbe, um der von ihrer Immigrationspolitik hervor-

gerufenen Kritik entgegen zu treten. Doch in Wirklichkeit 

hat Frankreich heute keinen Vorsprung mehr und würde 

gut daran tun, sich mit den good practices seiner Nach-

barn auseinander zu setzen.

Wir verfügen heute über Mittel und Möglichkeiten, um 

das Abschneiden verschiedener europäischer Staaten 

auf dem Gebiet der Integrationspolitik miteinander zu 

vergleichen. So zum Beispiel das MIPEX-Projekt (migrant 
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integration policy index11). Frankreich rangiert hier unter 

den 28 Ländern, die untersucht wurden, an elfter Position 

und ist demnach bei Weitem kein Integrationsvorbild. 

De facto wird es eher als »durchschnittlich« eingestuft, 

in gewissen Fällen – etwa hinsichtlich der Anerkennung 

von Hochschulabschlüssen oder der Familienzusammen-

führung – sogar als »aufholbedürftig«. Sicherlich gelten 

manche Bestandteile unserer Integrationspolitik wie die 

politischen Freiheiten oder die doppelte Staatsbürger-

schaft weiterhin als fortschrittlich. Aber insbesondere im 

Gegensatz zu Schweden12 ist Frankreich heute in Bezug 

auf die von den EU-Instanzen erlassenen Standards kein 

nachahmenswertes Beispiel mehr. Um wieder zu einem 

Vorbild zu werden, muss Frankreich zweifelsohne sein 

Selbstverständnis und seine Selbstdarstellung überarbei-

ten und sich bemühen, besser zu begreifen, was Vielfalt 

bedeutet.

 

11. Näheres zum Index unter www.integrationindex.eu

12. Das Erstarken des rechtsextremen Spektrums bei den letzten Parla-
mentswahlen könnte dieses Vorbild jedoch in Frage stellen.
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